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Wider Erwarten haben die Herstellungskosten der Zeitun¬
gen eine sehr erhebliche Steigerung erfahren . Infolgedessen
s^hen sich die badische« ZritungSverlage gezwungen , teilweise
mit sofortiger Wirkung, ihre Anzeigen - resp. Bezugspreise zu
erhöhen.

Verein südwestdeutscher Zeitungsverlegrr , E . B.

Das Micbtigste .
Friedensschluss vor dem l . Mai ?

* Eine Meldung der feindliche« Presse, «ach denen die Un¬
terzeichnung des Friedens vor dem 1 . Mai zu erwarte » ist,
werden laut „N . B. L ." in Berner unterrichtete .« Kreisen für zu¬
treffend gehalten . Irgend eine amtliche Eröffnung von feind¬
licher Seite über diese Frage ist allerdings nicht bekannt . Alles
deutet indessen darauf hin, daß die feindlichen Regierungen
den Zusammenhang zwischen dem Wachsen der bolschewistischen
Gefahr und dem Hinausschieben der Friedensunterzeichnung
endlich eingesehen haben. Man glaubt nicht , daß der Friedens -
schlutz durch die Verwundung Clemenceaus verzögert wird , fän¬
de,rn hält es im Gegenteil für möglich , daß der Anschlag gegen
de « französischen Ministerpräsidenten die Unterzeichnung des
Friedens noch beschleunigt. Bon großer Bedeutung für die
Frage des Friedensschlusses ist natürlich der Ausgang der wich¬
tigen Verhandlungen , die jetzt in Spaa beginnen sollen.

Neue Verschleppung der Versorgungs -
krage .

* Nach einer Meldung der Waffenstillstandskommissio« konn¬
ten die Verhandlungen über das Lebensmittel -, Schiffahrts¬
und das Finanzabkommen in Spaa , deren Beginn von der
Entente für heute angesetzt war , nicht anfangen , da die
Alliierten in letzter Stunde mitteilten , daß ihre diesbe¬
züglichen Vorarbeiten noch nicht abgeschlossen
seien. An eine Aufnahme der Verhandlungen sei vor dem
März nicht zu denken .

Milson uud dle europäischen Angelegen¬
heiten .

Aus Genf berichtet das „ B . T .
" : Wilson ist der Ansicht , daß

die endgültige Regelung territorialer Fragen Europas als
eine der wichtigsten Ausgaben dem definitiv konstituierten Völ¬
kerbund Vorbehalten bleiben muß , wonach der Gedanke an
Wahrscheinlichkeit gewinnt , daß die Endgültige Regelung der
europäischen Angelegenheiten auf dem Boden der Bereinigten
Staaten vor sich gehen wird.

Lin Zuschlag auk Milson
* Newyorker Zeitungen zufolge sind Sonntag Nacht 14 Spa¬

nier im Zusammenhang mit einem angeblich gegen den Präsi¬
denten Wilson geplanten Anschlag verhaftet worden .

Gothas „Kriegserklärung an Deutschland ".
Trotzdem die Herrschaft in Gotha nach dem Einmarsch der

Regierungstruppen in den Händen der Regierung liegt, macht
sich nach wie vor eine Strömung bemerkbar , um gegen die am
Ruder befindlichen Männer Stimmung zu machen. Bezeich¬
nend für die Verhältnisse in Gotha war eine von den Unab¬
hängigen einberusene Volksversammlung , in der beschlossen
wurde , sich vom Reiche loszusagen und sich als im „Kriegs¬
zustand mit Deutschland" zu betrachten , da die „Truppen Nos-
kes Gotha im tiefsten Frieden " überfallen hätten . Ferner
wurde jedem Staatsbürger das Recht zugesprochen, sich mit
Waffen zu versehen. So lächerlich an sich diese „Kriegserklä¬
rung " anmutet , so liegt in ihr doch angesichts der gegenwärti¬
gen in verschiedenen Teilen des Reiches herrschenden Zustände
ein bedenkliches Symptom . Wie in Weimarer Regierungs¬
kreisen verlautet , herrscht in Gotha völlige Ruhe ; auch der
Generalstreik ist beendet. Die Waffenabgabe ist eingeleitet
und die Truppen des Kommandanten Merker sind in Gotha
eingerückt. ( „D . A . Z .

")

Lur Bildung der neuen Reichswehr .
* Zu dem Gesetzentwurf über die Bildung einer vorläufigen

Reichswehr bereiten die Mehrheitsparteien eine Reihe von An¬
trägen vor, worin ausgesprochen wird , daß die Mitglieder des
jetzigen Freiwilligenheeres , insbesondere die Unteroffiziere und
Offiziere , den ersten Anspruch auf Übernahme in das später
zu bildende dauernde Heer erhalten sollen.

Schwere Nnruhen in Italien .
* Nach Meldungen , die in Laibach vorliegen , haben die ita¬

lienischen Behörden in den besetzten südslawischen Gebieten am
Samstag nachmittag die ganze Demarkationslinie von Bern bis
Rekn hermetisch abgesperrt . Nach Berichten von Reisenden
wird niemand mehr über die Demarkationslinie gelaffen und
auf Zuwiderhandelnde geschossen. Auch den Mitgliedern der En -
tentekommissio» wird das überschreiten verwehrt . Die Blät¬
ter führen die Absperrung auf schwere innere Unruhen in Jta -
- " zurück . Die Republikaner in der Lombardei , besonders
in Mailand , sollen Flugblätter verbreiten , in denen für die
Ausrufung einer lombardischen Republik Stimmung gemacht
Wird.

Deutsche
Nationalversammlung .

Auf der Tagesordnung der gestrigen Sitzung standen das
Reichswrhrgesetz und das Reichsverfaffungsgesetz.

Der Präsident schlägt dem Hause die Umstellung der beiden
Gegenstände vor.

Abg . Haasr ( U. A . ) erhebt Widerspruch gegen die Verfas¬
sungsberatung , da der Entwurf erst am Sonntag zur Vertei¬
lung gelangt sei und ihm eine schriftliche Begründung fehle.

Gegen die Stimmen der Deutsch -Nationalen und der Unab¬
hängigen beschließt die Mehrheit , die Begründung des Berfas -
sungsentwurfes durch den Staatssekretär des Innern , Dr .

l Preuß , heute entgegenzunehmen. Das Reichswehrgesetz wird
auf Widerspruch der U . S . P . und eines Teiles der Deutsch-
Nationalen Volkspartei von der Tagesordnung abgesetzt, weil
es zu spät eingegangen ist.

Staatssekretär des Innern Dr . Preuß : Als ich die vorläu¬
fige Verfassung vorlegte, war ich keineswegs sicher, so schnell
nach verhältnismäßig kurzer Zeit den endgültigen Verfaffungs -
entwurf als einstimmigen Beschluß der Reichsregierung vor¬
legen zu können. Der Entscheidungskampf um die Verfassung
beginnt erst jetzt . Die Nationalversammlung wird endgültig
zu entscheiden haben. Die Reichsregierung und die Gliedstaa¬
ten sind in allen Hauptsachen zu einer Verständigung gekom¬
men, wobei nur drei Punkte strittig geblieben sind , von denen
auch nur einer grundsätzliche Bedeutung hat . Das war nicht
anders möglich , als daß jeder einen oder mehrere Pflöcke zu¬
rückstecken muß . Freilich, ich verkenne nicht , der organisato¬
rische, Grundgedanke konnte nicht in klarer Eindringlichkeit rest¬
los durchgesührt werden, aber die republikanische Staatsform ,
die Durchführung der Demokratie, ist restlos und in gerader
Linie in dem Entwürfe enthalten . Die Ausnahmen , Rechte
der Einzelstaaten , Reserratrechte, die noch im Entwurf enthal¬
ten sind , sind ohne Ausnahme Erbschaften aus der früheren
Verfassung des Kaiserreiches Das deutsche Volk steht zum
erstenmals in seiner Geschichte rar der Aufgabe, den Grundsatz
zu verwirklichen: Die Staatsgewalt liegt beim Volke ! Der
Ausgangspunkt ist die Selbstregierung des Volkes in seiner Ge¬
samtheit . Schon daraus ergibt sich die Unmöglichkeit, dem
neuen Staatswesen den Namen „ Vereinigte Staaten " von
Deutschland zu geben, was im Grunde genommen einen parti -
kularistischen Rückschritt bedeuten würde. Das Wort „Reich "
ist beiöehalten, weil Traditionen von Jahrhunderten , die ganze
Sehnsucht de.s zersplitterten Volkes nach nationaler Einigung
an dem Namen „ Reich" hängen ; wir würden daher tiefwur¬
zelnde Gefühle ohne Grund und Zweck verletzen, wenn wir von
diesem Worte abgehen wollten. Trotz dieses Wortes ist das
neue Deutsche Reich ein Freistaat , eine Republik. Wenn die
Verfassung vorschlägt , dem neuen Reich die neuen Farben
Schwarz -Rot -Gold zu geben , so begreife ich, daß es für viele
eine schwere und schmerzliche Entschließung ist, die Farben ,
die für Jahrzehnte lang ruhmreich geweht haben, verschwinden
zu sehen . Aber es sind gewaltige. Veränderungen , die die ver¬
gangenen Jahrzehnte als eine irtHch abgeschlossene Periode er¬
scheinen lassen . Einen geeinten freien Nationalstaat wollen
wir organisieren , aber nicht in nationalistischer Abschließung.
Die junge deutsche Republik bekennt sich zum Völkerbund und
zum Völkerrecht . Aber eine unerläßliche Voraussetzung ist
dabei : Die deutsche Demokratie kann nur den Völkerbund be¬
schließen , der die Gleichberechtigung und die Freiheit aller
seiner Glieder vorbehaltlos anerkennt . Das müssen die älte¬
ren Demokratien endlich begreifen, wenn sie nicht den demo¬
kratischen Fortschritt freventlich verhindern wollen. Die Ho¬
mogenität zwischen Reich und Gliedstaaten ist durch die neue
Verfassung bis zu einem gewissen Grade garantiert durch For -
mativbestimmungen für die Verfassung der Einzelstaaten , durch
die republikanische Verfassung, das demokratische Wahlrecht
und die dem Volke verantwortliche Regierung . Es besteht viel¬
fach die Hoffnung , daß eine solche Homogenität der Verfassungeine Stärkung und Förderung der Rrichseinheit zur Folge ha¬ben wird . Ein erfreulicher Fortschritt gegen früher ist es,
daß die auswärtige .» Beziehungen nun ausschließlich Reichs-
fache sind . Es soll hier mit Dank anerkannt werden, daß die
Gliedstaaten auf das aktive und passive Gesandschaftsrecht ver¬
zichtet haben . Nur sehr schwer hat sich die Reichsregierung ent¬
schlossen, auf die Streichung des Absatzes zu verzichten, daß die
einzelstaatlichen Krtegsministerien bestehen bleiben. Im In -
tereffe der Vereinheitlichung des Militärwesens wäre es zu
wünschen, daß es der Nationalversammlung gelingen möge.
Auch in der Frage der Vereinheitlichung des Verkehrswesens
ist nicht ganze Arbeit gemacht ; wenn auch nicht alles erreicht
ist, so sind Fortschritte gegen bisher zweifellos erzielt . Erfreu -
lich ist, daß demnächst eine deutsche Reichspostmarke im ganzen
Reiche gelten wird.

Eine starke Förderung hat der Einheitsgedanke auf dem Ge-
biete des Finanzwesens erfahren . Hier hat der Druck, der
augenblicklich auf unserem Lande lastet, sich durchgesetzt . Kirche
und Schule sind nicht ausgenommen worden, entgegen den
ursprünglichen Ansichten der Regierung . Den Einzelstaaten
bleibt hier eine Reihe von Sonderrechten Vorbehalte« ; es be¬
steht aber die begründete Aussicht, daß sie möglichst bald besei¬
tigt werden können. Hinsichtlich der territorialen Beschaffen¬
heit der Gliedstaaten sieht die Verfassung Vereinbarungen
zwecks Zusammenschlusses vor. An der praktischen, überaus
dringenden und wichtigen Frage , ob die Reichsverfassung ein¬
fach die 25 Gliedstaaten in ihrem Bestände garantieren soll,
kommt man nicht vorbei. Mit dem bloßen Geschehenlassen
ist es nicht getan . Das Reich müßte sie etwa durch einen Ein¬
griff erhalten . Diese Sache ist zum Entrollen gekommen.
Gotha und Koburg wollen sich voneinander losreißen . Pyr¬
mont will los von Waldeck. Die sofortige Durchführung des
Einheitsstaates ist nicht von heute auf morgen zu erreichen ,
so daß ein Weg zur allmählichen Umbildung in dieser Rich¬

tung gesucht werden muß. Wenn die Bereinigung der Nächste
beteiligten nicht zustande kommt , kann die Vermittlung dec
Reichsregierung angerufen werden. Der Satz „bleibt diese
Vermittlung erfolglos , so kann auf Antrag eines der Betet -
ligten die Angelegenheit durch ein Reichsgesetz geregelt wer¬
den" , ist vom Staatenausschuß vollständig gestrichen worden.
Er ist von den drei strittigen Punkten der einzige von grund¬
sätzlicher Bedeutung . Die Reichsregiernng hat gegenüber die¬
sem Widerspruch des Staatenausschuffes sich wiederholt einstim¬
mig für die Beibehaltung dieses Satzes ausgesprochen. Da
die Idee des Staatenhauses keinen Beifall findet, so soll ein
Reichsrat geschaffen werden. Gewiß geht es auch so , aller¬
dings unter der Voraussetzung, daß der Reichsrat nicht ein dem
Reichstag gleichberechtigter Faktor sein kann, wie es der Bun¬
desrat früher war . Diese Hauptbedingung ist ja auch im Ent¬
würfe durchgeführt . Dem Reichsrat steht gegen die vom
Reichstag beschlossenen Gesetze ein Snspenstvveto zu. Den auch
vom Reichsrat abgelehnten Entwurf kann die Reichsregierung
in ihrer Form an den Reichstag bringen. In der Organi¬
sation der Reichsverwaltung ist der demokratisch -republikanische
Standpunkt als Leitgedanke rein und klar durchgeführt, so vor
allem in den Bestimmungen über den Reichstag.

Mancher wird geneigt sein , in der Einsetzung eines Wahl -
prüfungsgerichteS eine Einschränkung der Rechte des Reichs¬
tages zu sehen. Aber ich glaube mit Unrecht , denn die Prü¬
fung der Rechtsgültigkett der Wahlen ist eine durchaus richter¬
liche Funktion , wozu der Reichstag als durchaus politische Kör¬
perschaft nicht gerade geeignet ist .

' Neben dem Reichstag stellt
der Entwurf den unmittelbar aus BolkSwahlen hervorgehen¬
den Reichspräsidenten . Es erscheint mir notwendig, neben
das unmittelbare , aus rein demokratischen Volkswahlen her¬
vorgehende Parlament eine durch dieselbe demokratische
Grundlage geschaffene starke Präsidentengewalt zu stellen. DaS
parlamentarische System verlangt ein solches Gleichgewicht
der Gewalten . Neben den sich ergänzenden Befugnissen von
Präsident und Reichstag, an die Wählet zu appellieren, hat
der Präsident die Funktionen des republikanischen Staatsober¬
hauptes . Die wichtigste staatsrechtliche Funktion des Präsi¬
denten ist die Bildung der Reichsregierung, für die der Ent¬
wurf wiederum das Reichskanzleramt vorsieht , aber in we¬
sentlich veränderter Stellung . Der Reichskanzler ist nicht
mehr der einzige verantwortliche Träger der Reichsregierung,
sondern Präsident des Reichsministeriums. Man hat für die¬
sen absichtlich nicht die Kollegialverfaffung vorgeschrieben , weil
diese der Gestaltung der praktischen Bedürfnisse überlassen
bleibt . Die Verfassungsänderungen sind gegen früher erschwert.
Solche Erschwerung liegt im Sinne demokratischer Verfassung .
Bei den besonderen Verhältnissen des Reiches und der Glied¬
staaten werden dadurch auch Grenzverschiebungen erschwert.
Die Gliedstaaten mögen darin eine starke Garantie der ihnen
zustehenden Rechte sehen . Sie können daher mit um so leich¬
terem Herzen auf Reservatrechte der alten Art verzichten .

Reichsregierung und Staatenausschuß legen Mit diesem Ent¬
wurf die alleinige endgültige Entscheidung in Ihre Hand . WaS
von Ihrer Kraft und Weisheit für die Zukunft unseres hart -
geprüsten Volkes abhängt , wissen Sie . Leite Sie bei Ihrem
Werke die Stimme des Freiherrn von Stein : „ Ich kenne nur
ein Vaterland , und das ist Deutschland ! Deshalb kann ich
auch nur dem gesamten Deutschland und nicht einem Teile
davon mit ganzem Herzen ergeben sein .

"
(Beifall.)

Nächste Sitzung Dienstag 10 Uhr.
Schluß 4 ^ Uhr.

Der neue Reichspräsident
empfängt.

Die „ Neue Züricher Zeitung" bringt den folgenden
interessanten Bericht ihres Weimarer Mitarbeiters vom
13 . Februar :

„Der gestrige parlamentarische Ruhetag wurde vom Reichs¬
präsidenten Ebert zu einigen Empfängen benutzt . Zuerst er¬
schienen bei ihm vormittags als Abordnung etliche ausländische
Sozialisten skandinavischer und italienischer Herkunft, die zu¬
gleich als Journalisten in Weimar tätig waren , um den Ge¬
nossen Ebert in seiner neuen Würde zu begrüßen. Danach
wurden eine Anzahl Vertreter ausländischer Blätter empfan¬
gen . Nachmittags geschah dies mit den Vertretern deutscher
und deutsch -österreichischer Zeitungen.

Der Empfang der Ausländer vollzog sich im Schloß in
einem von Marmorsäulen getragenen Raum , in welchem
früher Hofaudienzen und Hofcour abgehalten wurden . Wo
ehedem die monarchische Welt sich nur im Galakostüm und auf
Grund einer feierlichen Hofansage bewegte , erschienen nun
zum Teil im Reisekostüm etwa ' ein Dutzend fremder Journa¬
listen , die zufällig von der mangelhaft verbreiteten Kunde
erwischt worden waren , der Reichspräsident wünsche die aus¬
ländische Presse zu sehen . Der Empfang deutscher und öster¬
reichischer Journalisten "geschah am Nachmittag nicht im
Schloß , sondern im behaglich hergerichteten Foyer des Par¬
laments . Diese artige Schattierung , die Ausländer im Schloß,
die Landsleute und Blutsfreunde im Parlamentshause zu
empfangen , war gar nicht übel. In beiden Fällen war Ebert
sehr glücklich in Ton und Haltung ; denn es braucht nicht ver¬
schwiegen zu werden , daß die Schreibersleute des In - und
Auslandes recht kritisch neugierig waren, wie sich der Sohn
des Arbeiterstandes nun als Träger der höchsten Würde der
Nation gesellschaftlich präsentieren würde. Siehe da : im
Schloß, wie im Theaterfoyer erschien in einem schwarzen Geh¬
rock, der ihm stattlich wie eine Ziviluniform saß, ein behäbi¬
ger , selbstsicherer Mann , der ohne Steifheit die Würde des
Amtes zu wahren und sich trotzdem ungezwungen zu unter '-
halten wußte , so daß nicht ihn die Situation , sondern er sie



beherrschte . Als Leibadjutanten in schwarzen Bratenröcken
hatte er zwei bekannte Journalisten , Ulrich Rauscher und Adolf
Röster , zur Seite , die jetzt im Reichsdienst find , wie es über -
haüpt in der neuen Regierung bei allen Ämtern und in allen
möglichen Posten von bisherigen Journalisten wimmelt . Mutzte
unter dem alten Regime der Mensch zuerst Jurist sein , um
etwas werden zu können , so eröffnet jetzt, Arbeitersekretär
»Her Zeitungsmann zu sein , die beste Aussicht auf die höheren
Weihen , vorausgesetzt , datz das Credo stimmt .

Nach je einer kleinen Ansprache im Schloß sowohl wie im
Jo her ermunterte der Reichspräsident die Presseleute , ihn nach
Herzenslust vor aller Ohren auszufragen — worauf er glei -
chcrwcise antwortete . Darauf erhob sich ein lautes Frage - und
Antwortspiel , bei welchem auch diejenigen auf ihre Kosten
kamen , die selbst kein Bedürfnis zu fragen hatten . ES war
wie in einer Volksversammlung , wenn der Fragekasten aus¬
geschüttet wird . Namentlich hei den Ausländern quoll die
Fragelust unbändig . Ein weniger robuster Mensch als Ebert
wäre dabei schließlich unter Heiserkeit und Erschöpfung

'
zu¬

sammengebrochen . Er stand fest wie Roland bei Roncevall ,
bis in einer Atempause seine Leibadjutanten mahnten , nun
solle man dem Viclbestürmten endlich Ruhe gönnen ; ihr Held
und Herr sei auch nur ein sterblicher Mann . Wenn im Wei¬
tzen Hause zu Washington nach einen « grotzen Empfangstage
der Präsident acht Tage das von shake Hand geschwollene
Handgelenk kühlen mutz , dann mag Ebert bald ebenso lange
einen Halswickel tragen . Was hat der Mann in den letzten
ackt Tagen allein an Interviews aushalten müssen , er und
alle seine meistgenannten Mitarbeiter , und mit welch himm¬
lischer Geduld liehen sie und jeder namhaftere Abgeordnete
und Parteiführer sich fast zu jeder Tag - und Nachtstunde von
Hinz und Kunz interviewen ! Ganz Weimar lag unter einer
schwere » Interview - Grippe . Zur Erleichterung der Meist -
besallencn legten ingeniöse Ausfrager ihren schriftlichen An¬
fragen zugleich selbstverfahte Antworten bei , so dass der Be¬
fragte nur zu streichen brauchte , was ihm nicht patzte . Hof¬
fentlich nimmt mir niemand die Entschleierung dieses kleinen
Fabrikationsgeheimnisses übel , welches eine schrankenlose
Massenproduktion zeitgemäßer Interviews auch dem meist -

bcschäftigten Politiker fast mühelos ermöglicht . Damit lost
fich zugleich die große Frage , wie die gestrengen Herren noch
Zeit züm Negieren und Photographiertwerden finden , die an¬
haltend interviewt werden . ,

Alles dieses bezieht sich nicht auf unser neues Reichshaupt
Ebert , der in seinen gestrigen mündlichen Unterhaltungen mit
Prcsselcutcn durchaus geistiges Selbstgewächs zum besten gab .
Aber im Lauf der letzten Wochen hat er und die Regierung
so kolossal viel öffentlich erklärt und geäußert , und zwar im
Grunde immer über eine bestimmte Summe von Sorgen
und Fragen , datz auch die gestrigen Gespräche zumeist in dem¬

selben Fahrwasser liefen und deshalb für den Leser nur noch
wenig Neues enthalten , während der Zuhörer den Reiz
empfand , sie nunmehr in persönlichem Gespräch aus dem
Munde des ersten Präsidenten der deutschen Republik zu ver¬
nehmen - Politisch noch nicht gekört und deshalb besonders
erwähnenswert erscheint nnr eine der Bemerkungen zu sein ,
die Ebert zu den Ausländern betreffs der ökonomische « Lage
Deutschlands mache und die ungefähr dahingina , die feindliche
Wclt sollte doch nicht vergessen , daß das ganze Gold , welches in
Deutschland sei, Nicht ausreiche , um damit nur die Hälfte
der Rohprodukte zu bezahlen , die Deutschland brauche , um seine
Wirtschaft überhaupt erst wieder in Gang zu bringen ! Die
Konsequenzen für Europa könne sich also jedermann selbst
ausdenken , wenn durch fortgesetzte wirtschaftliche Erwürgung
eine ständige Beschäftigungslosigkeit der Massen in Deutschland
diktiert werde . Vor den inländischen Zeitungsmännern be¬
kannte sich Ebert als unerschütterlicher Anhänger unbedingter
Pressefreiheit , als eine der Grundlagen der Demokratie , und
beschwor nochmals , als Ettvählter des ganzen Volkes niemals
der Bormann einer Partei sein zu wollen . Dieses vernünf¬
tige und kluge Verhalten bei der Übernahme seines Amtes aus
den Händen der Konstituante , dazu das männlichie und offene
Wesen Eberts , sein rechtlicher Charakter , der das Vertrauen
einflößt , „dieser Mann steht zu seinem Wort "

, haben das blaue
Wunder bewirkt , datz Ebert nunmehr selbst von den Konser¬
vativen durchschnittlich durchaus achtungsvoll behandelt wird .
Nur die Unabhängigen speien etwas säuerlich von Prinzips
Wegen . Sie wollen , wie sich schon jüngst bei der Beratung
der Notberfassung ergab , überhaupt keinen einzelnen Präsi¬
denten als äußerliche Spitze des Reiches , sondern ein Fünf¬
männerkollegium , das gleich dem schweizerischen Bundesrat ge¬
meinsam die Regierung der Republik verkörpert . Wie Dr .
Oskar Cohn als Sprecher der Unabhängigen mit boshaftem
Witz meinte , wünsche seine Partei keinen Personenkultus , weder
« inen monarchischen noch einen republikanischen , und begehre
vorzubeugen , datz einstmals der Jugend die Namen sogenannter
großer Präsidenten eingebläut werden , wie z . B . Friedrich der
Einzige , oder Philipp der Schöne , oder Gustav der Unüber¬
windliche , was sich auf Friedrich Ebert , Pihilivp Scheidemann
und Gustav Noske bezog . Damit batte Tr . Cohn , der sogen .
. Ruffen - Cohn "

, vorübergehend Wohl sebr die Lacher , aber nicht
deren Stimmen auf seiner Seite . Vielnrchr wurden auch für
Dr . Cohn schon die Pfeile auf der Gegenseite geschliffen , die
ihn als Hüter des von Joffe hinterlassenen güldenen russischen
Nibelungenschatzcs , als Grotzalmosenier des Bolschewismus in
Deutschland möglichst tödlich treffen sollen . In einigen fläch ,
tigen Zwischenbemerkungen , die gegen Cohns ablehnende Ver¬
fassungskritik auf bürgerlicher Seite des Hauses fielen , guckten
schon die Pfeilspitzen aus dem Köcher. . . ."

Dolttiscbe Meberstcbt
Die Scbreckensberrscbatt ln wüncben .

* über den Anschlag anf Auer berichtet der . Vorwärts " fol¬
gendes :

. Die Unabhängigen und Spartakisten , die in München die
gesamte Presse , auch unsere „ Münchener Post "

, unterdrückt
haben , bemühen sich krampfhaft , den Mordanschlag auf Auer
zu verdunkeln und über den Mord an Eisner zurücktreten zu
lassen . Sie stellen es sogar so dar , als hätte der Täter im
Landtag im Einverständnis mit dem Grafen Arco gehandelt .
Das ist nicht richtig . Wahrheit ist» datz der Anschlag auf Auer
van dr « ganz unter dem unabhängigen und sparakisttschen
Einflutz stehenden sagenannten „revolutionären Arbeiterrat "
verübt worden ist . Der Täter ist Mitglied deS revolutionä¬
ren ArbriterrateS und heißt Alois Lindner . Lindner , der sich
allenthalben seiner Tat noch rühmt , befindet sich noch auf
freiem Fuß . Niemand denkt daran , ihn festznnehmen , was
vielleicht für die „ Rote Fahne " und die . Freiheit " von Inter¬
esse sein wird , wenn sie darüber erstaunt sind , datz der Mör¬
der Liebknechts noch nicht verhaftet ist . Charakteristisch ist,
datz Lindner bei seiner Tat durch den Eingang der Abgeord¬
neten in den Sitzungssaal Herrin kam . Die Landtagswache
hatte ihn also durchgelassen , diese stand also durchaus im Ein¬
verständnis mit dem Täter . - Diese revolntionäre Schutzwache
erklärte denn auch den Abgeordneten sofort , nutzer Auer
« ützten noch Timm und Roßhaupter daran glauben . Lind¬

ner hatte sich in der Tat » nachdem er Auer niedergeschojsen
hatte , nach Rotzhaupter umgesehen ; als er ihn nicht faird , knallte
er blindlings unter die Abgeordneten , wichet der Zentrums¬
abgeordnete Osel verletzt wurde und dann starb . Während
der Tat waren hie ganzen Tribünen von Mitgliedern und An .
häagern deS revolutionären Arbeiterrates besetzt, die mit
Handgraaaten und Revolvern brwaffnet waren . Der Vor¬
sitzende de» Arbeiterrates , Hagemeier , rief , nachdem die
Schüsse gefallen waren , von den Tribünen herunter : . Das ist
die Rache des Proletariats " . Ein deutliche » Zeichen , datz er
und seine Gtnossen über die Tat LindnerS im voraus unter¬
richtet waren ."

Der Sanitäter der republikanischen Schutzwache erklärte dem
in seinem Blute liegenden Auer : . Verdient hast du eS Nicht ,
datz ich dir helfe , ich tue es nur als Mensch .

" Als Auer um
einen Kognak bat , lehnte der Sanitäter das mit den Worten
ab : „Du gehst ja doch gleich dünne ! " Der lokale Arbeiterrat ,
die Hauptstütze Eisners , war durch den Einfluß der Anar¬
chisten Landauer , Dr . Levien und Mühsam noch bedeutend
radikalisiert worden .

Der „ Vorwärts " zieht alsdann aus seinen Nachrichten aus
München das Fazit und sagt : „ Man erhält das Bild eines
außerordentlich fein organisierten und wohlvorbrreiteten
Mordanschlages auf das Leben der Mehrheitsfozialiftenfiihrer
mit dem gleichzeitigen Ziele , den Landtag auSejnander -
zusprengen . Der Plan der Auseinandersprengung des Land¬
tages war schon lange vor dem Attentat auf Eisner gefaßt und
vorbereitet worden . Ter revolutionäre Arbeiterrat hatte daS
Verbrechen längst ins Werk gesetzt und sein Zusammentreffen
mit dem Attentat auf Eisner ist nnr ein zufällig zeitliches .
Die Münchener Bluttat erhält ihre besondere Bedeutung da¬
durch , datz sie sich nicht irgendwelchen irregeleiteten oder un¬
reifen Anhängern in die Schuhe schieben läßt . In der Zen¬
tralkörperschaft der Spartakisten und Linksradikalen , dem von
Landauer , Dr . Levien und Mühsam geistig geleiteten Arbriter -
rat , ist sie ansgeheckt und von ihm selbst ausgeführt worden .
Es ist das erstemal in der deutschen Geschichte, datz ein
scheußlicher Mord an Sozialisten von Sozialisten beschlossen
und ausgefiihrt wurde . Diese unauslöschliche Schmach bleibt
auf den Führern der bayerischen , Spartakisten haften ."

Auers Befinden hat sich, wie aus München gemeldet wird ,
gestern verschlimmert ; es scheint hoffnungslos .

Nach den Mitteilungen , die lt . „B . Pr .
" bayerische Abgeord¬

nete in den Wandclgängen der Nationalversammlung machten ,
dürften im Bereich des 2. und 3 . bayerischen Armeekorps , ins¬
besondere in Nürnberg , die Zustände als durchaus ruhig und
geordnet gelten . Man nimmt nicht an , daß die Unuhen in
München auf das Land übergreifcn werden » glaubt im Gegen¬
teil . datz das Land deutlich seine Meinungsverschiedenheit durch
Sperre der Lebensmittelzufuhr nach München bekunden wird
und datz man daher der Rätrregiernng , weil cs ihr nicht mög¬
lich sein wird , München ausreichend zu versorgen , keinerlei
Lebensdauer zusprechen kann .

Die Revolution ln Portugal .
* AuS Oporto wird vom 21 . Februar gemeldet : Das Eden -

theater , in dem die Royalisten die aufständischen Republikaner
gefangen gesetzt hatten , wurde von der Menge in Brand ge-
steckt . Die Menge hinderte die Feuerwehr , den Brand zu
löschen.

Der Lmlr von Afghanistan ermordet .
* Aus Kabul ist in London die Nachricht von dem Tode des

Emirs von Afghanistan eingetroffcn . Alle Einzelheiten fehlen
noch, aber es scheint , datz der Emir am frühen Morgen des 20 .
Februar im Lager von Laghman überfallen und erschossen
wurde . Nach den bisherigen Berichten wurde niemand ver¬
haftet , der Grund des Mordes ist noch unbekannt .

Bsdiscker Teil .
Das badische Volksbeer .

** Die vorläufige Volksregierung erläßt folgenden Aufruf :

Mitbürger , Badener !

«Die Heimat ruft Euch ! Das badische Volks Heer wird
aufgestellt ! Zwei Freiwilligen -Bataillone bestehen schon ! Wei¬
tere Formationen folgen nunmehr ! Die jungen Jahrgänge
sind bis auf den Jahrgang 1809 entlassen ! Ältere Soldaten ,
die freiwillig strengste Disziplin halten , sollen mit dem Schutz
unsres geliebten Heimatlandes betraut werden .

Badener , Ihr habt Kriegserfahrung , Mut und
Disziplin auf allen Kriegsschauplätzen in 4 har¬
ten Jahren bewiesen , nehmt für Eure deutsche Heimat
noch einmal die Waffe zur Hand und schützt sie gegen die

Gefahren , die ihr heute mehr wie je drohen .
Ordnung war immer unser Stolz , helft sie erhalten ! Der

Dank des badischen Volkes ist Euch gewiß ! "

Es werden weitere Jnfanterieformationen auf¬
gestellt in Durlach und Bruchsal , Artillerie in Söl¬
lingen (bei Durlach ) und Freiburg , Kavallerie
in Eppingen .

Meldung von noch im Dienst befindlichen felddienstsähigen
Unteroffizieren und Mannschaften Mit wenigstens
einjähriger Kriegsfronterfahrung und einwandfreier Dienst¬
zeit haben zu erfolgen bei allen Truppenteilen an die

Divisionen , die sie den Neuausstellungen zuleiten . Be¬
reits aus dem Heeresdienst Entlassene haben sich
beim nächstgclegenen Bezirkskommando zu melden ,
das die Leute in Marsch seht .

Entlassungsanzüge und Mäntel sind mitzubringen . Bei

Entlassung steht Ersatz zu .
Offiziere , Hauptleute und Leutnants , aktiv und des Be .

urlaubtenstandeS , melden sich unmittelbar oder auf dem Dienst¬
wege an das Generalkommando , Abteilung Hs , das das wei¬
tere veranlaßt . In der Meldung mutz enthalten sein : Dienst¬
grad , Patent , Verwendung im Kriege , letzte Friedensstellung ,
Alter , Stellung des Vaters , Geburtsort , bei Offizieren deS

Beurlaubtenstandes Zivilberuf .
_ 1

Arbeitsplan der badischen National¬
versammlung .

* Der Berfassungsansschuß der badischen Nationalversamm¬
lung wird heute die erste Lesung deS BerfaffnngsgesetzrS be¬
enden und darauf eine mrhrtätige Pause eintreten lassen , um
dem Berichterstatter einige Tage Zeit zur Ausarbeitung seines
Berichtes zu geben . Dann tritt der BerfaffungSausschutz Ende

dieser oder Anfang nächster Woche in eine zweite Lesung drZ
Vcrsaffungsentwurfs ein , die , wie man annehmen darf , sich
rascher abwickeln wird , damit cs inöglich ist, den gesamten Ge¬
setzentwurf bis Mitte (spätestens Ende ) März im Plenum zu »>
Verabschiedung zu bringen . Die Erwägungen darüber , ob dis
fcrtiggcstrlltc Verfassung alsdann der Volksabstimmung zw
unterwerfen ist, schweben noch. In Kreisen der Mitglieder der
Nationalversammlung hört man , datz die sozialdemokratische .
Fraktion für diese direkte Teilnahme des Volkes an der Gesetz» '
gebuilg eintritt . — Sofort , nachdem von der Nationalversamm » ,
lung das neue badische Verfassungsgesetz verabschiedet ist, wird ',
sich daS neue StaatSministrrinm bilden . Der Bersafsungsaus -
schutz hat sich bekanntlich dahin ausgesprochen , daß sechs Mi¬
nisterien gebildet werden sollen . ( Unter der alten Regierung
bestanden vier Ministerien , mit der Revolution wurden elf
gebildet , von denen zwei nach Rücktritt der Unabhängigen Mi » !
nister ihre Selbständigkeit einbüßten , so datz heute nur neun
Ministerien bestehen .) Der Regierungsentwnrf des Verfas¬
sungsgesetzes sieht sieben Ministerien vor .

Im Ständehaus waren am Montag die Fraktionen der bad .
Nationalversammlung versammelt . Die Aussprache galt vor
allem den Mitteilungen des Finanznsinisters im HaushaltauS -
schutz über die badische Finanzlage , und über die Gewährung ^
einer neue » Teuerungszulage an die Beamten und Arbeiter im «
Staatsdienst . Mit dieser Frage wird fich dann auch eine am
Donnerstag oder Freitag dieser Woche stattfindcndc öffentlich «
Sitzung der Nationalversammlung beschäftigen .

Neue badische Gesetze .
oc . Tie bei Eröffnung der badischen Nationalversammlung

schon angekündigten neuen Gesetze über die Änderung der
Gemeindcwahlen , die neue Kreisverfassung und Neugestal¬
tung der Bezirksräte sind , wie einer Korrespondenzmeldung
zufolge verlautet , von der Regierung fertiggestellt «cnd werden
den Mitgliedern der Nationalversammlung schon in den aller ,
nächsten Tagen im Druck zugehen . Der Gesetzentwurf über di«
vermögcnsrechtliche Auseinandersetzungen mit der Grotzher - og-
lichea Familie ist in seinen Grundzügen gleichfalls fertigge »
stellt und unterliegt jetzt der Beratung im Staatsministerium ,
um von diesem dann der Nationalversammlung unterbreitet
zu werden .

Die neuen finanziellen Bedürfnisse des
badischen Staates .

* Aus der von dem Finanzminister im Haushaltsausschutz
der Nationalversammlung gegebenen Darstellung der Finanz ,
läge Badens ist noch in Ergänzung der schon gemachten Mit¬
teilungen nachzutragen , datz die direkten Steuern im Jahr «
1018 73 Millionen eingebracht haben gegen 48 Millionen im .
Voranschalg , somit 22 Millionen mehr .

Eine Übersicht über die Entwicklung der direkten und in¬
direkten Steuern in den letzten fünf Jahren ergibt , datz im
Jahre 1913 die direkten Steuern sich auf 36 Millionen und di«
indirekten Steuern sich auf 19,4 Millionen bezifferten . In
den folgenden Jahren haben die direkten Steuern eine erheb¬
liche Steigerung bis 73 Millionen im Jahre 1918 ( 1916 46,3
Acillionen und 1917 58,7 Millionen ) erfahren , während zur
gleichen Zeit die indirekten Steuern von 19,4 Millionen in «
Jahre 1913 auf 8,8 Millionen im Jahre 1918 ( 1916 9 .7 Mil¬
lionen und 1917 7,4 Millionen ) gesunken sind .

Für das Jahr 1919 sind an im Staatsvoranschlag 1918/18
nicht aufgenommenen Bedürfnissen u . a . vorgesehen , 6 Millio .
nen an Zuschüssen für Beschaffung von Lebensmitteln an
Minderbemittelte , 8/1 Millionen an Zuschüssen für Wohnungs . >
bau , 600 000 M . für Mittel,

'tandshilfe , 1 Million für Siede -
lungswesen und 2 Millionen monatlich für Volkswehr - , Ar -
beiter - , Soldaten - und Volksrätc . Weiter werden nötig 15
Millionen für die Erwerbslosenfürsorge und 10 Millionen für
Notstandsarbeiten . Ferner wird die Regierung von der Na .
tionalvcrsammlung die Genehmigung zur Aufnahme eines
fünf MMonenkredits für Arbeitsbeschaffung für Erwerbslose
anfordern . Weiter wird ein Betrag von monatlich 700 000 M .
notwendig für die Verzinsung der allgemeinen Staatsschuld ,

Die Zwangsvollstreckung gegen Ikriegs -
tellnchmer .

* In der bad . Nationalversammlung haben die Abgg . Rie¬
derbühl und Gen . folgende kurze Anfrage eingebracht : «Bis
zum 31 . Juli 1910 ist die Zwangsvollstreckung gegen einen
Schuldner , der Kriegsteilnehmer ist oder war , nur mit Be¬
willigung des Vollftreckungsgcrichtes zulässig . Diese kurze Frist
ist zur Ordnung der wirtschaftlichen Verhältnisse im Handwerk
und Gewerbe unzureichend . Weiche Schritte gedenkt die Re¬
gierung zur längeren Beibehaltung der Vorschriften zum
Schuhe der Kriegsteilnehmer und aller durch den Krieg geschä¬
digten Personen zu unternehmen ? "

Die Tukuntt der badlscben Scblösser und
die Verbesserung des privaten Bauwesens .

* Der Bad . Architekten - und Jngenieurverein beschäftigt «
sich in seiner letzten Sitzung mit zwei Anträgen von besonderen
Bedeutsamkeit . Der eine betrifft die Zukunft der badischer «
Schlösser , der andere die Verbesserung des privaten Bauwesens .

Es ist allgemein bekannt , welcher« Schah der badische Staat
in seinen Schlotzanlagen besitzt. Die Schlösser in Heidelberg ,
Schwetzingen , Bruchsal , Karlsruhe , Rastatt find uns eine liebe
Erinnerung , ein Stück Heimat , ohne diese wäre unser Land
viel ärmer an Kunst - und Kulturwerten . In der Erhaltung
dieser architektonischen Merke hat der badische Staat bis heut «
Hervorragendes geleistet . Zweck der Stellungnahme des Bad .
Architekten , und JngenieurvereinS soll sein , daß die Kunst ,
schätze auch für die Zukunft dem deutschen Volk und vor allem
der engeren Heimat in einer Weise erhalten und zugänglich
gemacht werden sollen , wie eS der hohen Bedeutung der An¬
lagen entspricht .

Der zweite Antrag besagt u . a zur Verbesserung des pri .
baten Bauwesens : Der Fachmann ist die berufene Persönlich ,
keit, in der Umwertung der Dinge gehört zu werden , es müsse ««
neue , gangbar « Wege gefunden werden , die den heutigen und
zukünftigen Verhältnissen Rechnung tragen und zwar bald -
möglichst . Andererseits mutz gewarnt werden vor Verschwen .
düng von Arbeitskraft und Materialien für unsolide AuSfüh .
rungcn . Die Qualitätsarbeit ist unbedingt hochzuhatten . st«
ist eS , die uns Deutsche wieder einer besseren Zukunft entgegen ,
führen wird . Bei dem Mangel an Rohmaterial und der gün .
stigen Lage der anderen Industrieländer können wir uni »
nur durch die technische und künstlerische Hebung unserer Er .
zeugniffe behaupten . Dies gilt auf allen Gebieten und deS-
halb hat der Fachmann sein « warnende Stimme zu erheben ,
wenn augenblickliche Strömungen das Fahrzeug unserer Zu .
kunft in falsche Bahn zu lenken drohen .

Zur Prüfung und «vetteren Bearbeitung dieser beiden An¬
träge wurde eine Kommisfion von Architekten und Ingenieuren
gewählt , welche nach Fertigstellung ihren Bericht im Architek¬
ten . und Jngenieurverein zur Genehmigung vorlegen wirdi
worauf derselbe den maßgebenden Behörden zugehen soll.



Der Tpartakistenputc<b in Mrmnveim ;
^ Nachdem am Montag vormittag acht Uhr eine trlepho -

uische Verständigung zwischen ziarlsruhc und Mannheim wie»
der möglich war , konnte ' man nähere Ein »cihcitcn über die
Vorgänge am Samstag und Sonntag in Erfahrung bringen .
Wie schon die bisherigen Mittteilungen besagten , ist es an die¬
sen beiden Tagen in Mannheim nicht ohne Gewalttaten ab-
Geggngen . Als die Unabhängigen und Spartakisten das alte ,
kandesgefängnis am Samstag nachmittag erstürmten , stellte
sich ihnen der Kommandant des Gefängnisses , ein Leutnant ,
»nd der Aufseher entgegen. Beide wurden überwältigt , der
Aufseher schwer mißhandelt , sodah sein Zustand lebensgefähr¬
lich ist, der Kommandant wurde bedenklich verletzt.

Die Kämpfe um das Gebäude der „Mannh . Bolksftimme"

waren besonders am Sonntag nachmittag sehr heftig . Die
Kommunisten führten auf Lastkraftwagen Maschinengewehre
heran . Einer der Führer der Mrhrheitssoziaisten namens
Müller versuchte die Spartakisten zu beruhigen . Diese mach¬
ten aber ihre Schutzwaffen bereit , die Menge floh und die
Spartakisten schoflen auf die Leute ein . Hierbei wurde Müller
sofort durch zwei Schüsse in den Kopf getötet und ei« Mann
und eine Fra « schwer verletzt. Müller war beim Kommunal -
verband angestellt.

Die weiteren Kämpfe an der Volksstimme find glücklicher¬
weise unblutig verlaufen . An anderen Orten kam es zu keinen
Zusammenstötzen. Der Strahenverkehr wie der Sratzenbahn -
verkehr bewegten sich in den üblichen Bahnen . Bemerkens¬
wert ist übrigens noch, dah einige bei der Erstürmung der
Gefängniffe frrigelaflene Gefangene wieder zurückkehrten, da
sie nichts zu essen hatten .

'

Der Montag ist bis 8 Uhr nachmittags ruhig verlaufen .
Am Bormittag haben die spartakistischen Bewachungsmann¬
schaften den Bahnhof/ das Postamt , die »Volksstimme", die
»N. B . Landesztg .

"
, und andere Gebäude , die sie besetzt ge¬

habt hatten , verlassen, mit der Bemerkung , da sie keine Ab¬
lösung erhielten , wollten sie nach Hause gehen und sich aus -

schlafen. Sie würden aber wiederkommen.
Den ganzen Montag über schwebten die Verhandlungen

zwischen den Mehrheitssozialisten und den Unabhängigen ,
»hne dah bis 5 Uhr abends eine Einigung zustande gekom¬
men wäre . Wie man hört , wird der Arbeiterrat neu gebildet
werden ; er soll künftig fünf Mehrheitssozialisten , drei Unab¬

hängige und einen Kommunisten umfassen.
Die Beschädigungen am Gebäude der „Volksstimme", an

welchem sich am Sonntag heftige Kämpfe abspielten , sind un¬
bedeutend. Das Blatt ist am Montag zur bestimmten Zeit
erschienen.

Mrs der Lsndesbattptsrsdt.
» Der zweit, RSrchenabrub von Wrleui , Srmorch hatte sich

eines autzerordentlich zahlreichen Besuches zu erfreuen . Der
Abend mutete in dieser Flut bewegter Tage selbst wie
ein Märchenerlebnis an . Das hervorrage irde Erzähler ,
talent Farn Ermatths und ihre jede Stimmung trefflich
veranschaulichende Vortragsweise zogen Jung und Alt erneut
in den Bann der altvertrauten Gestalten . Da sah man das
liebliche Schneewittchen und das böse Rumpelstilzchen beinahe
leibhaftig vor sich, man freute sich über die menschenfreundlichen
Wichtelmännchen, staunte über die kluge Elsa und das noch
klügere Gretel und schauderte beim tragischen Ende des Herrn
Korbes oder des „Hänschens und Klötzchens"

. Der lebhafte
Beifall und die Freude ans den Gesichtern der Grotzen und
Kleinen belohnten die Märchenerzäblerin für ihre schönen
Darbietungen .

Ltaatsanzeiger .
Die badische vorläufige Volksregierung hat unter dem 21.

Februar INS
1 . den Vortragenden Rat im Ministerium des Innern , Geh.

Oberregierungsrat vr . Karl Schneider in Karlsruhe zum
Landeskommissär für die Kreise Frriburg , Lörrach und Offen¬
burg mit dem Wohnsitz in Freiburg ernannt und bestimmt,
datz Geh. Oberregierungsrat vr . Schneider, welcher mit den
Geschäften des Ministerialdirektors im Mivist -rium für Er¬
nährungswesen betraut ist, diese Geschäfte so lange fortführt ,
bis die Gestaltung der Lebensmittelvesorgung den Antritt
seines neuen Dienstes durch ihn zuläht ,

2. den Oberamtmann und Amtsvorstand vr . Albert Jung
in Breisach unter Verleihung des Titels Ministerialrat zum
Vortragenden Rat im Ministerium des Innern einannt .

Die Ernennung des Psarrverwalters Friedrich Lautenschlägcr
durch die Fürstlich Leiningische Standesherrschast auf die
Pfarrei Dallau ist unterm 4. Februar d. F . lirchenobrigkeit-
lich bestätigt worden.

Der . »Bad . Presse" wird noch gemeldet : Die Nacht von

gestern auf heute ist in völliger Ruh , verlaufen . Die Verhand -

Iwngcn zwischen den Mehrheitssozialisten und den Unabhän¬

gigen haben zu der Basis geführt , dah den Kommunisten auf

Kosten der Unabhängigen ein Sitz im Bollzugsrat und 8 Sitze
Im Arbriterrat ringeräumt werden sollen. Die MehrheitSfozia -

kistert würden dadurch ihre bisherige Mehrheit sowohl im Voll-

zugsrat als auch im Arbeiterrat beibehalten . Sie haben sich
in ihrer gestrigen Mitgliederversammlung mit den dieSbezüg.

kichen Vorschlägen einverstanden erklärt , während die llnab «

hqngktzen noch keinen endgültigen Beschluß gesaht haben . Die

Verhandlungen werden heute weitergeführt . Derweilen nimmt

Las Leben >znd Treiben in der Stadt mehr und mehr das ge¬

wohnt Bild an und die Vorgänge vom Freitag und Samstag

Verblassen in dem Gange des werktägigen Lebens .

Die sozialdemokratische „Bolksftimme" schreibt, zu den Vor .

gängen der letzten Tage : »Die letzte « achtundvierzig Stunde «

zählen zu den wirrsten und trübsten , die die Mannheimer , die

die badische Arbeiterschaft erlebt haben dürfte , und nur tief

beschämt und schmrrzerfüllt können wir auf das zurückblicken ,
was sich in diesen letzten zwei Tagen hier zugetragen hat . . . .
Es kann nickt bestritten werden, datz all diese Akte einer blinden

AufgeregtHeit, eine große, eine^'kaam verständliche und erst
recht unmöglich verantwortbare — sprechen wir es doch klar

deutsch aus — . . . Kinderei war und datz dieser Terror einer

verschwindende « Minderheit , ausgeübt gegen eine überwäl .

Agende Volksmehrheit, ausgeübt vor allem auch gegen die

zroß« Sozialdemokratie , auch mit Maschinengewehren unmög¬
lich lifnger als höchstens rin paar Tage aufrecht erhalten wer¬
den konnte. Ob solch geringen . Sinns für die Tatsachen, ob

solchen grotzen Schnitzers in der Rechnung mutz man sich ge-

vadezu an den Kopf fassen . Aber Kurzsichtigkeit und Rechen-

fehler mindern nicht die Verantwortung , steigern sie im Gegen,

teil noch . Und darum sind wir Mehrheitssozialisten gezwun¬
gen , klipp und klar vor aller Öffentlichkeit zu bekunden : wir
MehrhchHssozialisten standen der ganzen Geschichte von Am¬

fang bis zum Schluß völlig fern ; wir haben gemahnt und ge¬
warnt , so lange es ging.

Grundlage der ganzen Vorgänge vom Samstag und Sonn ,

lag . und ihrer nicht minder wirren Antezedenzien aber scheint
uns — und gerade bei den gestrigen Verhandlungen hat sich
das immer wieder gezeigt — eine tiefe geistige Unklarheit über

Fundamentales , die man bei altgcschiilten Sozialisten und

lange in der Arbeiterbewegung tätigen Genossen eigentlich
heute nicht mehr sollte finden dürfen . . . . . Von vornherein
fei gesagt, datz wir keinerlei Interesse haben an einer Lösung
des Augenblicks , die morgen wieder umgestötzen werden kann.
Wert für uns und. akzeptabel ist nur eine solche Lösung , die
Dauer verspricht und dauernd geordnete Verhältnisse schafft.
Die Gesetze der Demokratie, der Freiheit und Glehchbrrchh«
«igung find in diese « Tagen aufs schmählichste «brrtreten
worden. Sie müssen sofort wieder voll und ganz zur Geltung
gebracht werden.

"

Die Auszuwelsenden ln Msnnbelm .
* Auf die Entschließung einer Versammlung der Auszu -

weisenden, in der vom Stadtrate verlangt wurde , datz daS
Bürgermeisteramt auch weiterhin der Kommission der AuS»
-»weisenden ein Dienstzimmer und da^ Bureaumaterial zur
Verfügung stellen soll, hat der Stadtrat dieses Anfinnen abge-
kehnt . Die Forderung , datz keine Behörde die Angelegenheit
der Auszuweisenden in die Hand nehmen dürfe , weift der
Stadtrat als eine den Interessen der Betroffenen direkt zu-
widerlaufende Anmaßung zurück . Er wird im Gegenteil seine
Bemühungen , die Aufhebung oder wenigstens weitere Mil¬
derung des Aufenthaltsverbotes zu erreichen, fortsetzen. Als
Ergebnis der nunmehr im wesentlichen abgeschlossenen An¬
meldung teilt der Stadtrat mit , datz sich i« ganze» 3615S hier
«usässtge demvbilistertr Militärprrsone « gemeldet haben , und
dah von diesen erfreulicherweise nur 2167 v»n dem Aufent¬
haltsverbot betroffen werden . Der Stadtrat hat Schritte
unternommen , damit möglichst alle diese 2167 , wenn sie ent -
^ rechende Gesuche einr - ichen, in Mannheim bleibe» dürfen .

Bekanntmachung.
Die Gewährung von Baukostenzuschüssen zu Wohnungsbauten

betreffend.
Im Nachstehendenbringen wir die von uns erlassenen Richt¬

linien zum Vollzug der bundesrätlichen Bestimmungen zur
Kenntnis der Beteiligten . In die Richtlinien find die in der
Karlsruher Zeitung — Staatsanzeiger — Nr . 274 vom
23 . November 1N8 veröffentlichten Bestimmungen des Bun¬
desrats für die Gewährung von Baukostenzuschüssen aus
Reichsmitteln hineingearbeitet , während die daselbst bekannt¬
gegebenen besonderen Bestimmungen des Bundesrats für die
Baukostenzuschüsse zur Errichtung von Behelfsbauten und Not¬
wohnungen auch weiterhin unmittelbare Geltung haben .

Karlsruhe , den IS. Februar INS .
Ministerium für Übergangswirtschaft und Wohnungswesen .

M a r tz l o f f.
Richtlinien

ziim Brllzug der bnndesriitljchen Bestimmungen ater dir Gewährung
von Baulostenzuschüffe» ans ReichSuiilietn .

I . Rllg « m « su « s.
8 1. Zweck der Baukostenzuschüsse.

Di« Gewährung der Baukostenzuschüsse bezweckt , während der Über¬
gangszeit «tuen Anreiz für die Herstellung von Wohnungsbauten zu
geben und dadurch der Wohnungsnot vorzubeugen oder ihr abzrihrlfen.
( B .R . II *.)

8 2. Verteilung der Bankeftenzuschkffe.
1. Von den Baukostenzuschüsse« trägt das Reich die Hälft«, der Bun¬

desstaat Baden und dt« Gemeinde , sn welcher der Bau errichtet werden
soll , je ffn Viertel. (B .R. I 2.)

2 . Arbeitgeber, deren Arbeitern und Angestellten die Wohnungen nach
ihrer Lag« voraussichtlich zugutckommen werden, sind an der Ausbrin¬
gung des Anteils der Gemeinde angemessen zu beteiligen. Ist nach dem
Ermessen des Ministeriums die Beteiligung des Arbeitgebers keine
hinreichende , so können dje Baukostenzuschüsse versagt oder herabgesetzt
werden. ( B .R. 1 2 und IV 2 .)

8 3. Wohnungsnotstandsgemrindr«.
1. Die Baukostenzuschüsse werden nur sür diejenigen Gebiete oder Ge¬

meinden gewährt, in denen ein dringendes Bedürfnis an Klein- oder
Mittelwohnung-n für die städtisch« und ländliche Bevölkerung besteht ,
«nd auch sür dies« nur , solange insolge dringender Wohnungsnot das
unbedingte und dauernde, alsbald zu besriedigende Bedürfnis nach Be¬
schaffung von Wohnurigsgelcgcnheiten ander Zweifel steht . (B.R. I 1. )

2. Die Gebiete oder die Gemeinden , auf die die Voraussetzungen zu¬
treffen (Wohnungsnotstandsgebtet oder -Gemeinden ) , werden von dem
Ministerium von Amts wegen oder auf Antrag bezeichnet .

8 1. Klei« - «ud Mittelwohnnmge « .
1 . Die Beihilfe wird gewährt für Schaffung von Wohnungen, »je

nach Größe, Anordnung, Raumzahl, Raumhöhe und Ausstattung den
ortsüblichen Bedürfnissen der minderbemittelten Bevölkerung, auch des
Mittelstandes, insbesondere aber denjenigen linderretcher Familien die¬
ser Bcvölkernngslreifc entsprechen . ( B .R . III t .)

2 . Als »Kleinwohnungen" >m Sinn « dieser Vorschriften sind in der
Regel Wohnungen do» 1, 2 oder 3 Wohnräumen nebst Küche und Zu¬
behör, als »Mittelwohnungen" in der Regel Wohnungen von 3 bis
8 Wohnräumen nebst Küche und Zubehör zu verstehen . Es ist dabei aus
Pie Verhältnisse des einzelnen Falles und die örtlichen Gewohnheiten
Rücksicht zu nehmen , insbesondere darauf, ob e« sich darum handelt ,
plaiimäbtg den Bedürfnissen kinderreicher Familien zu entsprechen.

8 5. Empfiuger »er Beihilseu .
1. Die Baukostenzuschüsse können an Gemeinden, gemeinnützig« Bau »

dereiuigongen und private Bauherrn oder Bauunternehmer gewährt
werden, sofern diese bereit find, die an die Gewährung »er Zuschüße
zu knüpsenden Beringungen für sich und ihre Rechtsnachfolger zu über -

nehmen »ud durch grundduchijche Eintragung sicher zu stellen. (B.R.
II 1.)

2. Für sogenannte Werswohnuugen . das find sür die von industriel¬
len Wersen für eigene Arbeiter oder Beamte im Eigenba« hergestellten
Wohnungen, werdea Baukostenzuschüsse in der Regel nicht gewährt.

II . « erech » » » « » er v « » k » str » » uschgss «.
8 «. Art »er « erech »,, , (B.R. II 2) .

Bou de» i» den bundesrätlichen Bestimmungen zugelafienen Bersch»

uungsarteu soll im allgemeine » »or di« unter Ild genannt « angewendet
werden, wonach die Baukostenzuschüsse zu berechnen find nach dem Unter¬
schied »wischen de» tatsächliche» Herftelluugsloste » und dem dauernde»

GrtragSwert, der sich durch Kapttaljfierung der sür gleichartige Woh¬

nungen tu der betresseaden Gemeinde voraussichtlich zu erzielenden
Mieten aus dem ganzen Anwesen ergibt: die unter II » genannte Be-

rechnungsart ist, da fi« von einstweilen »och völlig unsicheren Annahmen
auSgehen mutz, nicht zu empfehlen .

8 7- Herftellungsleße».
Soweit sür die Herstellungskosten sicher « Unterlagen bei Einreichung

des Gesuchs um Gewährung des Baukosteuzuschusses noch nicht vor-

B.R. — BundeSrätlich« Bestimmungen , abgedrnckt i» Staatsanzet -

ger Rr . 271 dom 23. November ISIS.

Hemden sind, sind die Kostenanschläge »er Berechnung L-,»lande zu itgeätz
in Ermangelung solcher ist sür dt« Errechnung der. eigentlichen
losten die zahlenmäßige Ausrechnung nach Tabelle I» matzgebend, bis
unter allen Umständen zu fertigen ist. Ist zu dteler Ausrechnung den
Tabelle per Bauherr oder dessen Beauftragter nicht imstande , so wstd » I«
Gemeinde diese Arbeit vornehmen. Di« Herstellungskosten der Baute»
umsassen die GrunderwrrbSlosten, dt« Baukosten , die Anliegerlcistungeu
und die Koste» der Planh -rstellung und Bauleitung . Die « runderwerbS-
kosien dürfen in der Regel nur in der Höhe angesetzt werden , die Pen»,
Grundwert vor dem Kriege entspricht . Zu den Baukosten gehören auch
die mittelbaren Kosten , wie die Verzinsung des Baugeldes: Kosten sür
Planbeardeitung und Bauleitung kommen nur dann tu Ansatz, wenn/
deren Ausgabe im Einzclfalle geboten war.

8 8. Ertragswert .
1. Ter dauernde « rtragswert wird in der Weise berechnet, Last von

dem Fricdcnsmjetpreis gleichartiger Wohnungen im Jahre , ISI3 oder
im ersten Halbjahr ISll ausgegangen wird : dazu wird ein Zuschlag
gemacht , der der örtlichen allgemeinen MietSsteig -rung entspricht , soweit
dies durch Steigen der Steuern , Kapitalbeschassungs -, Unterhaltungs¬
kosten und dergleichen gerechtfertigt erscheint . ( Das ist jedoch nicht sch
zu verstehen, als ob tn der einzelne» Gemeind « unterschtedslos et»
schematischer Ausschlag von soundsoviel v. H . zu machen wäre, es find
vielmehr die besonderen Verhältnisse des einzelnen Falles , insbesondere
Art und Lage der Wohnung zu berücksichtigen. Zur Beurteilung der
als angemessen anzusehenden Mietpreise find unbeteiligte Stellen ober
Sachverständige, , . B . di« Wohnungsämter und die MieteintgungsäLite«
zu hören .) Wenn hiernach beispielsweise ein Doppelhaus mit
1 Wohnungen zu 3 Räumen (2 Zimmer und Küche) im Jahre ISIS
einen Mielertrag von 4 X 320 - 1280 M. gebracht hat und jetzt sür
eine gleichwertige Wohnung eine Miete von 380 M. als angemessen
erachlet wird , so würde sich der Mielertrag des Doppelhauses auf 4 X.
33V r- UVV M . berechnen .

2. Bei der Berechnung des Ertrggsweries wird eine Verzinsung de-
Anlagekapitals bis zu 8 v. H . zugelassen . Zur Begründung d«S Hun-
dertsatzes hat die Gemeinde dl« Anlage zu Fragebogen II (IIs )*
ouszusüllen . Legt man einen Hundertsatz von 8 v. H . iugruud «, sck
hat man den Mietcrtrag mit 12,30 zu vervielfachen und erhält tn dem
obigen Beispiel für das Doppelhaus einen Erlragswert von 12,8 » X.
1400 M. — 17 600 M . Betragen die Herstellungskosten gs ooo M.. so
mutz ein Baulostenzuschuh von 3V oaa — 17 600 rr 18 600 M. gewährt
werden, wenn der gls angemessen angenommene Mietpreis aufrecht
erhalten werden soll.

3. Welchen Mietertrag oder welche angemessene Verzinsung, in Hun-
dertcn des Ertragswertes ausgcdrückt , die Gemeinde den Einzelsälle«
zugrunde legen soll, wird sie am besten aus einzelnen Beispielen (von
dem geplanten Neubau gleichartigen bestehenden und vermieteten Häu¬
sern) errechnen können , sic bedars dazu nur der Durchrechnung der
Einzelbeispiele nach Anlage II » zu Fragebogen II und darnach de«
Festlegung bestimmter Hundertsütze sür den Gesamtmietertrag ( 7 v. H„
7,8 v . H . oder 8 v. H .) sür bestimmte Hausarten . Die aus ganze oder ,
halbe Zahlen aufgerundeten Hundcrtsätze werden im allgemeinen g«.
nügen , eine weitere Unterscheidung ist nicht notwendig . Die Mtetsteig«-
rnng gegenüber den vor dem Kriege ortsüblichen Mieten, sowie auch
die Höhe der als angemessen zu erachtenden Verzinsungen des Anlage¬
kapitals (Absatz 2) wird je nach den Verhältnissen der Gemeinde»
verschieden sein .

8 S. Verpflichtungendes Bauherrn. (B.R. H 3.)
1 . Der Bauherr mutz sich bet Gewährung der Baukostenzuschüsse für

sich und seine Rechtsnachfolger auf die Dauer von 18 Jahren ver¬
pflichten:

») Die Mieten einschließlich aller Nebenabgaben nur mit vorheriger
Zustimmung des Gemeindctats sestzusetzcn oder zu ändern und
sie auf Verlangen des Gcmeinderats oder des Ministeriums zu er¬
höhen,

d) die Wohnungen in gutem baulichen Zustande zu erhalten, sodaß
sie. insbesondere den im Interesse der Gesundheit der Bewohner
zu stellenden Anforderungen entsprechen ,

c) das Grundstück einschließlich der darauf errichteten Bauten ohn»
vorherige Zustimmung des Gsmeinderats nicht zu anderen als
Wohnzwecken zu benützen ,

ä ) die Bauten nur mit Genehmigung des Gemeinderats zu veo-
äußern ,

e) die Bauten nur mit Genehmigung des Gemeinderats höher zch
belasten, als SO v. H . der Herstellungskosten abzüglich der in Ka¬
pital gewährten Baukostenzuschüsse betragen,

l) im Falle von ta den Mictmehrertrag oder den entsprechenden
Teil des DanlsstenzuschusseS . soweit er nicht zur Deckung erhöhter
Lasten des Hausbesitzers benötigt wird, zurückzubezahlen , wenn der
zuerst vorgesehene Mietvertrag mit Zustimmung oder aus Verlan¬
gen des Gemeinderats oder des Ministeriums erhöht wird,

g ) kinderreiche Familie», Familie» vc» Kriegsteilnehmern und
Kriegsbeschädigte» sowie der im Kriege Gesellen «« bet »er Ver¬
mietung von Wohnungen vorzugsweise zu »erücksichttgen,

d) den Beauftragten der Gemeinde Einsicht tn dt« Mietverträge und
Zutritt zu den Wohnungen zu gewähren .

Zu k) wird bemerkt : Ist der Bauherr der Gemeinde gegenüber zur
Rückzahlung des Baukostenzuschusses oder eines Teiles desselben oder
zur Herausgabe des Mietmchrertrages verpflichtet , so hat an diesem
auch das Reich und der Bundesstaat Baden entsprechenden Anteil
( B.R. US ) .

Für den Fall der Nichteinhaltung der unter Buchstabe ») bis i)
bezeichnctcn Verpflichtungen ist die Rückzahlung des gewährten Bau¬
kostenzuschusses , für den Fall der Nichteinhaltung der unter g) und l>)
genannten eine Vertragsstrafe grundbuchlich zu bedingen .

2 . Ten Gemeinden bleibt Vorbehalten , dem Bauherrn noch Wetter «
Bedingungen aufzuerlegen, insbesondere können die Gemeinden sich
ausbedingen , daß der Bauherr in einen Teil der Wohnungen solch «
kinderreiche Familien von Kriegsteilnehmern und Kriegsbeschädigten
sowie der im Kriege Gefallenen ausnimmt, die ihm von der Gemeind«
zugcwiesen werden, sofern nicht ln der Person der Mieter ein wichtige «
Grund zur Ablehnung der Ausnahme in dt« Wohnung vorliegt.

3 . Bon allen übernommenen Verpflichtungen (Absatz t und 2) kann
sich der Bauherr oder sein Rechtsnachfolger durch Rückzahlung des Bau¬
kostenzuschusses nebst 8 v. H. Zinsen seit dem Tag des Empfangs d«»
Zuschusses befreien.

8 10- Sicherung der Verpslichtuuzen des «««Herr«.
1 . Zur Sicherung der gegebenenfalls insolge Nichteinhaltung der Ver¬

pflichtungen eintretenden Rückzahlungsderpslichtung sowie zur Siche¬
rung der vereinbarten Vertragsstrafen Ist In allen Fällen, in den «»
die Gemeind« nicht selbst Bauherr ist, zugunsten der Gemeinde ein«
Sicherungshypothek tn Hbh« der empfangenen Zuschüsse aus de« Ban -

grundstück einzntragen . Diese Slch-ruugshhvothel hat sich auch ans d>,
Sicherung der gegebenenfalls eintretenden Verpflichtung zur Abführung
des MietmehrertrageS an di« Gemeinde (K S Absatz 1 k) «u erstrecken.

2 . Durch Len Rang der zugunsten der Gemeinde «inzutragenden
Stcherungshhpothek soll dte notwendig « Beleihung des Bauwerkes nicht
erschwert werden. Eine etwa zur Sicherung d«S EtgenkapttalS de»
Bauherrn «inzutragend « Hypothek dars, soweit sie mit den » augeld-

hypotheken SO v. H . des rentterlichen Aufwandes abzüglich der in Kapi¬
tal gewährten Baukostenzuschüsse nicht überstetgt , der gemeindliche »
Sicherungshhpothek Vorgehen .

8. Hinsichtlich der Borhhpothekeu ist zugunsten »er gemeindliche » St -

ch«rungShypoth«k » ormerlung nach 8 117S B.G .B. etnzvlragen.
4. Wenn die Gemeiud« s-Ivst » auherrin ist, hat fi« die ihr als solch«

« »kommenden Beipflichtungen durch ordnungsmäßig Beschlüsse »«,

Gemeindeverwaltung dem Staat gegen» «« >» übcrurtmen.

* Die Anlagen find hier nicht mit abgedruckt. St « find ebenso wl«

die Abdrücke dseser Richtlinien »«» der S . Brauuschea Hosbui^ rnckrrrs,

Karlsruhe zu beziehen.
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1 . Dt« D«r» ft» ru«, de« « erfahren» liegt den Gemeind«« «der w«
Sich deren « ehrere zur « «- führ»»» etue» unternehmen» rusammense-
Ktdsse» haben, de« « emetudeverban» o».

». Der « «trag auf Bewilligung von » aurosteuruschüN «« ist Set»
Bürgermeisteramt rlnzu reichen . De« Antrag ist der von dem Ministe¬
rium ausgestellt « Fragebogen l * samt Anlage I» * beizugeben, der vom
Bauherrn sorgfältig auszuMlle» und durch dt« erforderliche» Plitue,
Bauzeichnungen und sonst verlangte Unterlagen zu belegen ist . Da»
Bürgermeisteramt hat sodann den - Antrag nach seiner technische« und
wirtschaftlichen Seit « zu prüfe« und unter Beantwortung de» vom Mini¬
sterium ausgestellten Fragebogen» II * weiterzugeben. ES bedient sich
bet der Errechnung de» ErtragSwerte» de» Anwesen » der durch Anlage
H » * zum Fragebogen ll geschussenen Unterlage«, d. y. e» legt den
Satz von 7 v . H ., 7 ' / , v. H . oder 8 v. H. zugrunde, der ihm an Hand
einzelner, durchgerechneter grundsätzlicher Beispiele für de» Etnzelfall
angemessen erscheint . Dt« Bürgermeister der Städte der Stildteordnung
reichen den Antrag unmittelbar beim Ministerium ein unter gleichzei¬
tiger übergab« einer Abschrift an da» zuständig« Bezirksamt : , dte
übrigen Gemeinden reichen die Anträge durch Vermittlung de» Be¬
zirksamts ein. Bor der Weitergabe an da» Ministerium läßt da» Be¬
zirksamt die Unterlagen durch einen geeigneten Sachverständigen inson¬
derheit auch auf Nngemrffrnhett der PreiSansätze nachprüseu und von
diesem unterschreiben.

* Di« Fragebogen und Anlagen stad bei der G . Braunschen Hofvuch-
druckeret in Karlsruhe zu beziehen .

3. Da« Ministerium fetzt die HSHe Ser « ankostenznschüfse durch einen
Bechtlfeüefchetd sest, vorbehaltlich der Richtigstellung nach Ballend«»«
de» Baue ». ES kann die Gewährung von Baukostenzuschüssen davon
abhängig machen, das, Änderungen de« Bauvorhabens vorgenomme»
werdeu» di« durch Rüikstchtea auf di« Wirtschaftlichkeit de« Unternehmen»
und dt« Gesundheit der Bewohner geboten sind . Auf « rund de» Bei-
htlfebeschetd» hat die Gemeinde dem Bauherrn dt« Berpfltchtungen aus¬
zuerlegen, von deren Erfüllung die Gewährung der Baukostenzuschüsse
abhängig gemacht wird und kür Eintragung der Sicherungen im Grund¬
buch zu sorgen. ,

«. Nach ordnungsmäßiger Fertigstellung de» Bauwerk» wird der Zu-
schutzbetrag endgültig festgesetzt. Zu diese« Zweck sind die bezahlten
und anerkannten Bauabrechnungen, planmäßig geordnet und mit einer
Endzusammenstellung versehen , den gleichen zuständigen Stellen wieder
mit dem ausgefüllten Fragebogen HI *, der durch einen geeigneten
Sachverständigen nachznprüsen ist, vorzulegen. Fällt die tatsächlich«
Bausumme niederer aus , als ursprünglich angenommen, so kann die
Rückzahlung des Unterschiedes gefordert werden, fällt sie höher aus
und wird glaubhaft nachgewiefen , daß daran den Bauherrn oder die
von ihm Beauftragten ein Berschulden nicht trifft , so kann ausnahms¬
weise der Baukostenzuschuß erhöht werden.

5. Wenn mit der Ausführung des Bauwerk» nicht innerhalb der mit
der Gemeinde vereinbarten Frist , spätestens in 6 Monaten nach Bewil¬
ligung de» Baukostenzuschusses , begonnen ist, so verliert der Beihilfe¬
bescheid seine Gültigkeit. Aus besonderen Gründen kan« diese Frist
von dem Gemeinderat verlängert werden. Wird das Bauwerk nicht
innerhalb der im Beihilfebescheid festgesetzten Frist in Gebrauch genom¬
men, so kann der Baukostenzuschuß entsprechend gekürzt oder ganz
zurückgezogen werden.

S. Alle entstrhenden Kosten , lnercsondere sür Eintragung , sebätzünü
ufw. hat der Bauherr zu tragen.

Ta» Berfahren selbst einschließlich des BeihilsebefchcidS ist gebührenfrei.

8 IS . Zahlung »er « anlestenzuschüsse ( B .R. II4 . S ) .
I . Dt« Baukostenzuschüsse werden in baren, in der Regel nicht rück¬

zahlbaren, unverzinslichen Beträgen gewährt.
L. Die Auszahlung geschieht durch die Gemeinden. Der Anteil de»

Reiches wird erst ausgezahlt , wenn di- anschlagSmäßige Ausführung
des Baues und die Sicherungen nach 8 lv nachgewiesen sind . Die Zu¬
schüsse der Gemeinde und des Staates können , wenn der Bau ordnungs¬
mäßig fortfchreitet, aus Vorlage entsprechender Belege über die auf-
gewendetcn Baukosten auch in Teilbeträgen vor Fertigstellung des
Baues ausgezahlt werden.

3 . Den Gemeinden kann gestattet werden, an Stelle der aus sie ent¬
fallenden Kapitalzuschüsse jährliche Mietzuschüsse für die VertragSdaucr
von IS Jahren zuzusichern .

8 13 . Baukostenzuschüsse sür Umbaute«.
Für di« Baukostenzuschüsse zu Umbauten, die die Herstellung neuer,

ordnungsmäßiger Dauerwohnunge« bezwecken, finde» die 88 l bis
sinngemäße Anwendung.

8 11 .
Auf Bauten , deren Fertigstellung nachweislich durch den Krieg unmög¬

lich gemacht wurde, finden dies« Bestimmungen sinngemäße Anwendung.

8 IS. Baukoftenzuschüffe sür Behelfsbauten und Rotwohnuuge« .
Für die Baukostenzuschüsse zur Errichtung von Behelfsbauten und

Notwohnungen gelten die hierüber vom Bundesrat erlassenen besonderen
Bestimmungen.

NmMcbe Bekanntmachung .
Verordnung .

De» Verkehr mit Pferde « betr .
Auf Grund der Bundesratsverordnung über die Er -

richtung von Preisprüfungsstellen und die Versorgungs¬
regelung vom 25 . September 1915 in der Fassung vom
4. November 1915 (R .G .Bl . Seite 607,728 ) wird in Er .
gänzung unserer Verordnungen vom 4 . Juli 1918 und
vom 2 . Januar 1919, den Verkehr mit Schlachtpferden
und Pferdefleisch betr . (G . und V .O .Bl . 1918 Seite 176
und 1919 Seite 10) , verordnet, was folgt :

8 1-
Der Versand und die sonstige Verbringung von Nutz-

und Zuchtpferden nach außerbadischen Orten bedarf der
Genehmigung der Fleischversorgungsstelle. Für die
genehmigten Sendungen werden Versandscheine aus¬
gestellt.

8 2.
Die Gnehmigung wird nur erteilt , wenn nachgewie -

sen ist , daß eS sich um Nutz - oder Zuchtpferde und
nicht um Schlachchferdehandelt . Zu dem Zweck hat der
Antragsteller der Fleischversorgungsstelle ein tierärzt¬
liches Zeugnis über die Beschaffenheit des Pferdes
sowie eine Bescheinigung der für den Bestimmungsort
zuständigen Polizeibehörde darüber vorzulegen , daß
ver Empfänger das Nutz, oder Zuchtpferd für seinen
gewerblichen oder landwirtschaftlichen Betrieb oder zur
Zucht benötigt.

8 S.
Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieser

Verordnung werden mit Gefängnis bis zu sechs Mo-
naten oder mit Geldstrafe bis zu 1500 M . bestraft .

8 4-
Diese Verordnung tritt mit dem Tag ihrer Ver-

kündigung in Kraft .
Karlsruhe , den 7 . Februar 1919 .

Ministerium sür Ernährungswesen /

Vorstehende Verordnung bringen wir zur öffent-
lichen Kenntnis .

Karlsruhe , den 12. Februar 1919.
Bezirksamt . OZ ..57

kslliseliss I.snllö8tliestsi -.
Il » KoNLSMlIlSUSI

ßlittvocb , cken 26 . (Zonckervorstellung) 4 .80 dtb.

Olk VMlMMl
Xnksng 6s/z lobe Lucke 9*/, 17br

Empfehle mich z«m Ankauf von
VFßiriei'Sunilßol'men , Wssvkv ,

Tvkniuvkssokei , sllsi »
«sw. Gefl. Augebote erbittet

Wemtraubs An- u. Berkaufsgeschäft
« roneustraße SS Telepho « SV47 .

Saatkarten
und sonst alle
Vordrucke kür die

Saatbestellung
sind zu beziehen
— von der —

G. Krsunscben Dokbucb -
druckerei in Ikarlsrube.

1^ 08 ^ 1. !
Lompl . IVobuungSLNLStuttllnxeo , eiurelue Zimmer- unck

^ ücbeueiuricbtuugeu , «rvie Lim .elniöbel, Letten unck »Ile
Irrten kolüterinöbel in reiober Lurvickck empkieklt in ult-
balmnnter , guter , solicker LuLkübrung L .928

ckas blödel - uuck Letteu -lresckäkt

betr. Verkürzung der Gültigkeits¬
dauer von Kontingentscheine» nnt
Teilkontingentscheinen für Spar
metalle nach Verordnung vom 24.
November 1918 betr. Sparmetalle
während der Übergangszeit (ver¬
öffentlicht im Reichsanzeigrr Nr .
275 vom 21. Rov . 1918 .) .

Hiermit wird die Gültigkeitsdauer aller vom 1 . März
1919 ab ausgestellter Kontingentscheins sbezw . -aus
solchen abgeleiteter Teilkontingentscheine wi« folgt
abgeändert :

Die Berechtigung zum Bezüge von Sparmetallmen .
gen auf Grund von Kontingentscheinen bezw . aus sol¬
chen abgeleiteten Teilkontingentscheinen aus den Be-
ständen der Kriegsmetall -Aktiengesellschaft bezw . aus
den von dieser mit Lieferung beauftragten Lägern er .
lischt 2 (zwei) Monate , die Berechtigung zur Einfuhr
dieser Menge 3 (drei) Monate nach Ausstellung des
dem Lieferungsantrage bezw. dem Einfuhrnachsuchen
zugrunde liegenden Kontingentscheins.

Die dieser Bestimmung entgegenstehenden anderwei .
tigen Angaben auf den amtlichen Vordrucken für Kon¬
tingentscheine für Sparmetalle und für Teilkontingent¬
scheine für Sparmetalle verlieren mit dem Ablauf des
28 . Februar 1919 ihre Wirksamkeit. 0 .62

Berlin , den 20 . Februar 1919.

Nie MUM sür SMincklle .
Sammlung

B tlid. KckMsWM >i. MillMmrle.
II . Danksagung.

An Spenden aus Karlsruhe sind weiter eingegangen
von S . Kgl. Hoh. dem Großherzog und I . Kgl. H. der
Großherzogin 3000 M . , Hofl. Stelzer 100, Priv . Const.
Kraft 200, Ungen. 29 .20, Heinrich Ernst 10, Ob .-Reg.-
Rat Feßenmeier 60, Dr . med . Richard Behrens 25 , Geh.
Postrat Reißland 20, Regina Blum 20 , Geh. Rat Nutz-
bäum 20, Ungen. 100, I . MLloth 50, Rechtsanwalt
Otto Geier u . Mutter 20, Baurat Kühlenthal 5 ; durch
Südd . Diskonto-Gesellschaft von : Pfannkuch L Co . 1000 ,
Frau Ob.-Landesger .-Rat Dr . Maas 100, Architekt
Georg Küentzle 10, Rechtsanwalt Dr . Meier 10, Rechts ,
anwalt Dr . Straus 10, Mar Höhmann 100, Geh. Hof¬
rat Dr . Benckiser 500, P . E. Küter 300 , Rechtsanwalt
Dr . Schräg 60 , Haurig 5, P . Renner 10, O . Müller 30,
Stammtischgesellsch. „ Hackklotz " 100 ; durch Bankhaus
Beit L . Hamburger von : Gg. Hübener 10, Frau E
Becker 20^ Alb. Reuter 20, Oberrevisor Lindenlaüb 10,
I . Kirsner 70, Frau v. Chrismar 250 , Komm. -Rat
Fritz Hamburger 500, Stadtpfr . Hesselbacher 25, Frau
E . v . Müller 300 , Landger . -Rat Dr . Engelhardt 50,
Prof . Dr . Aug. Marx 50 , Geh . Finanzrat Ellstätter 50 ,
Dr . Paul Hamburger 200; durch Badische Bank von:
Buchhändler E . Kundt 10, Frl . Lina Maurer 50, Frl .
Julie Altfelix 10, Frau W. Griesbach Wwe. 10, Ober ,
justizsekr. E . Stech 5; durch Bankhaus Straus L Co .
von : Bankhaus Straus L Co . 3000 , Prokurist Leo Löb
20 , Ges. Sinner 3000, Prof . Dr . Baas 50 , H . Maurer
50 ; durch Mitteldeutsch« Kreditbank von : Frau von
Fiebig 100, Ungen. 100 ; durch Bauhaus Heinr . Müller
von : Frl . Anna Weber 20, Rechn .-Rat Molz 5, Frl .
Luise Schraner 3 ; durch BereinSbauk von : Mathilde
Held 5, Luise und Jda Wolf 10, Med .-Rat Dr . F .
Krumm IM ; durch „Bad. Landeszeitung " von : Acynta
20, Reiß 10, Hönig 10, Elisabeth Kreucker 2, Frau
M . B . 5 ; durch Geschw . Bae? von : Geschw . Baer 20,
Mina Scholl 1. Frl . Seiler 2, Frl . Costabel 1. Frl .
Hauff 1, Theodor Mayer 1 ; tmrch Stadtrat Fr . BloS
von : Frl . Stein 20, E . S . 52, Frl . Paulus 10; durch
B . Merkle vo« : Nngen. 8, 2 .15, 1, 5, Hech 1 ; durch
Georg Wahl von: Albert Saar 4 ; durch Karlsruher
Tagblatt " von : Else Forschner 2 ; durch Fra « « . Elsas
vo« : Leop . Neumann 200, Martin Elsas 200, I . I . 8,
S . R . 8 , L. S . 8 ; Gebrüder Leichtst« 100; zusammen
14847 M . 35 Pfg .

Für alle Gabe» herzlichen Dank !
Wir bitten um weitere Zuwendungen l

Bad. LaudeSverein vom « oteu Kreuz.

Versilberte Bestecke,
Messer, Gabel «, Lössel » sowie sonstiges Hotel »
stlber kauft jedes Quantum G -19

Antiquar Sasse , Kaiserstraße 229 .

DiretrtorensteUe .
Die Stelle des Direktors unserer Kreispflegeanstalt

Hub bei Ottersweier ist neu zu besetzen . Die 6—700
Pfleglinge zählende Anstalt umfaßt neben mehreren
Handwerksbetrieben eine von einem Ökonomen geleitete
Landwirtschaft mit etwa 70 Hektar. Bewerber mit
Hochschulbildung, welche die erforderliche Erfahrung
zur wirtschaftlichen Leitung einer solchen Anstalt be¬
sitzen, wollen sich unter Darlegung ihres Bildungsgan¬
ges und Vorlage von Nachweisen über ihre bisherige
Tätigkeit bei dem Unterzeichneten Verwaltungsrat —
Kreisbureau , Karlsruhe , Karlstr . 16 — bis zum 1v.
März ds. Js . , unter Angabe ihrer Gehaltsansprüche
melden . Ärztliche Bewerber zwecks gleichzeitiger Über -
nähme der ärztlichen Behandlung der Anstaltsinsassen
werden bevorzugt. Ruhegehaltsberechtigung und Hin-
terbliebenenversorgung wird in Aussicht gestellt . Per -
sönltche Vorstellung erst auf Verlangen . G .29 .2.

Karlsruhe , den 17 . Februar 1919 .
Verwaltung der Kreispflegeanstalt Hub.

Für meine Leihanstalt
MU " s « vLiv ich

Mgelli .PiMiM
ASA" zu Irsuksn

und erbitte Angebote.
Litbwig Schweisgttt

Karlsruhe
Erbprinzenstraße 4-

» Ml. WWW
l>. Ktmtiae SMtrbalkeit.

Z .897 .2.
" Heidelberg.

Der Bleigläser Adam Retz¬
bach in Heidelberg, Pro -
zcßbebollmächtigter Rechts,
anwalt Schott in Heidel-
berg, klagt gegen seine
Ehefrau Klara geb . Ull-
mann , zuletzt in Mann¬
heim-Rheinau , jetzt an un .
bekanntem Ort , mit dem
Anträge auf Scheidung
seiner am 6 . August 1914
vor dem Standesbeamten
in Heidelberg geschlossenen
Ehe aus Verschulden der
Beklagten . Der Kläger la¬
det die Beklagte zur münd.
lichen Verhandlung des
Rechtsstreits vor die 1. Zi¬
vilkammer d . Landgerichts
zu Heidelberg auf Mittwoch
den 21 . Mai 1919 , vormit¬
tags 9 Uhr, mit der Auf¬
forderung , einen bei dem
gedachten Gericht zugelas-
senen Anwalt zu bestellen.
Heidelberg, 21 . Febr . 1919

Der Gerichtsschreiber des
Landgerichts.

Öffentliche Zustellung
einer Klage.

Z .936 .2 .1. Schwetzingen.
Der Kaufmann Franz
Blaß in Schwetzingen, Pro .

zetzbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Dörzbacher
in Mannheim , klagt gegen
die Frau A. Kinzler Witwe
in Forbach (Lothringen)
auf Grund der Behaup -
tung , daß der unmittelbar
an der Grenze des kläge -
rischen Grundstücks Schil-
lerstrahe 2 in Schwetzin-
gen auf dem Grundstück
der Beklagten Kurfürsten -
stratze 30 daselbst stehende
Baum durch Hinübernei¬
gen auf das Grundstück
des Klägers dieses der-
matzen beschatte , daß daS
Gartengelände in einer
größeren Fläche zum An¬
bau nicht verwendet wer.
den könne, und mit dem
Antrag die Beklagte zu
verurteilen den bezeichn¬
ten Baum 1 .80 m von der
Grenze des klägerischen

Grundstücks entfernt zu
halten , die Kosten des
Rechtsstreits zu tragen und
das Urteil für vorläufig
vollstreckbar zu erklären .

Zur mündlichen Ver¬
handlung des Rechtsstreits
wird die Beklagte vor das
Amtsgericht in Schwetzin.
gen — Zimmer Nr . 2 —
auf
Dienstag , den 6. Mai 1919,

vormittags 8s4 , Uhr,
geladen.

Das Gericht hat die öf¬
fentliche Zustellung der
Klage nebst Ladung an die
Beklagte bewilligt und die
Einlassungsfrist auf zwei
Wochen festgesetzt.

Schwetzingen,
den 20. Febr . 1919.

Der Gerichtsschreiber des
Amtsgerichts.

NWÄM
MmtmchilWH
MMtMtzlW.

Die Badische Landeszei¬
tung Gesellschaft mit be¬
schränkter Haftung ist nach
Beschluß der Generalver¬
sammlung vom 17 . August
1918 aufgelöst.

Diq Liquidation erfolgt
durch den bisherigen Ge¬
schäftsführer Emil Brom¬
bach, hier . Z .89S.3 .2 .1

Dies wird hiermit be¬
kanntgemacht und die
Gläubiger der Gesellschaft
aufgefordert , sich bei der-
selben zu melden.

Karlsruhe , 20. Febr . 1919
Der Liquidator :

Emil Brombach .

Gemäß 8 244 H .G .B.
machen wir bekannt, daß
das Mitglied des Aufsichts¬
rats der Deutschen Hypo¬
theken - Renten - Bank in
Mannheim , Herr Bankier
Friedrich Glimpf in Frank ,
furt a. M . durch den Tod
aus dem AufsichtSrat auS-
geschieden ist . 0 .64

Mannheim , 24 . Febr . 1919
Deutsche

Hypotheken ?Renten - Bank.
Der Vorstand.

Bei der Zoll- «. Steuer -
Verwaltung können noch
einige junge Leute mit qu.
trr Schulbildung (erfolg ,
reicher Besuch von 7 Klos-
sen) als Anwärter der
mittleren Laufbahn ' n den
Dienst ausgenommen und
vorläufig probeweise zur
(unentgeltlichen) Ausbil¬
dung zugelaffen werden.
Voraussetzung ist, daß der
Erwerber Kriegsterlneh-

mer ist . Kriegsbeschädigte,
besonders Schwerkriegs¬
beschädigte , werden vor
andern Bewerbern bevor-
zugt- Gesuche sind bis spä¬
testens 5 . März an die
Zoll- und Steuerdirektio «
in Karlsruhe zu richten.

Zur Herstellung eines
Schuppens sür Sandstrahl¬
gebläse in der Hauptwerk,
stätte hier nach Finanzmi -
listeyialverordnung vom

7. Jan . 1907 öffentlich zu
vergeben : Zimmerarbei -

ten, Blechnerarbeiten ,
Dachdeckerarbeiten, Schrei,
»erarbeiten , Glaserarbei¬
ten und Schlofferarbeiten .
Zeichnungen, BedingniS.
Heft und Arbeitsbeschriebe
liegen an Werktagen im
Dienstzimmer der Hoch¬
baubahnmeisterei H hier ,
Rüppurrerstraße 1, hinter
dem Hengststall zur Ein -
sicht auf . Daselbst Abgabe
der Angebotsvordrucke so.
weit der Vorrat reicht.
Kein Versand nach aus -
wärts . Angebote verschlos¬
sen , postfrei und mit ent-

sprechender Aufschrift
längstens bis Freirag de»
7. März d. I ., vormittags
1V Uhr, bei uns einzurei -
chen. Zuschlagsfrist drei
Wochen . Z .932 .2 .L

Karlsruhe , 20 . Febr . 1919
Bahnbauinspektion I.

Aminhch-
MltWNW .

Die Gemeinde Hugs -
weier, Amt Lahr , verstei-
gert in ihrem Gemeinde.
Wald am Freitag den 28.
Februar d. I ., nachmittags
1 Uhr, folgende Hölzer :
43 iÄchen bis zu 3,73 km
messend , 41 Eschen bis zu
1,51 km messend , 27 Erlen
bis zu 0,80 km messend , 24
Buchen bis zu 0,60 km
messend , 10 Birken bis zu
1,13 km messend , 1 Esche
1,73 km messend , 1 Kirsch¬
baum 0,83 km messend , wo-
zu Steigerungsliebhaber
eingeladen werden . 0 .63

Hugsweier , 24 . Febr . 1919
Der Gemeinderat :

Heierlinger , Bürgermstr .
Ruder , Ratschrbr.

MÄmWIz-
WmW »

des Forstamts Steinbach
(Amt Bühl ) aus Domä¬
nenwalddistrikt I Murg .
Wald und II Steinischer
Wald :

Tannenstämme : 12 I .
Kl., 28,40 km ; 47 II . Kl.,
75.98 km ; 74 III . Kl., 67 .13
km ; 48 IV . Kl ., 23,71 km ;
29 V . Kl,, 11,24 km ; 6 VI .
Kl -, 1,66 km ; tannene Bau¬
stangen I . Klaffe 400 mit
80.98 km .
Angebote auf 1 km ausge¬
stellt, wollen bis Montag ,
1V. März 1919 , vormittags
19 Uhr, mit der Aufschrift

„Nadellangholzsubmission *
eingereicht sein. Eröffnung
der Angebote am gleichen
Tage vormittags 11 Uhr
im Geschäftszimmer des
Fcftstamts . Z .933

Aupebotsformulare un8
Listenauszüge durch daS
Forstamt . Forstwart Bov¬
in Steinbach zeigt daS
Holz vor.
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